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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Glaubhaftmachung der technischen Unmöglichkeit 
Beschluss vom 15.12.2022, Az: III ZB 18/22  

2. BauGB: Unangemessene Vereinbarung eines Wiederkaufrechts 
Urteil vom 16.12.2022, Az: V ZR 144/21  

3. ZPO: Prüfung des Beitritts bei Berufung durch Streithelfer 
Beschluss vom 24.11.2022, Az: V ZB 29/22  

4. BGB, GG: Berichterstattung über nicht öffentlich gemachte Liebesbeziehung 
Urteil vom 06.12.2022, Az: VI ZR 237/21  

5. ZPO: Bemessung der Höhe der Hinterbliebenenentschädigung  
Urteil vom 06.12.2022, Az: VI ZR 73/21  

6. VerkProspG, BörsG: Ausschlusswirkung der spezialgesetzlichen Prospekthaf-
tung 
Beschluss vom 22.11.2022, Az: XI ZB 28/21  

7. FamFG: Fehlende Bekanntgabe in einer durch Zeitablauf erledigten Unter-
bringungssache 
Beschluss vom 14.12.2022, Az: XII ZB 417/22  

8. BGB: Gebühren für anwaltlichen Betreuer 
Beschluss vom 30.11.2022, Az: XII ZB 311/22  

9. ZVG, BGB: Teilungsversteigerung der Ehegattenimmobilie in der Trennungs-
zeit  
Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 100/22  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. ZPO: Glaubhaftmachung der technischen Unmöglichkeit 

Beschluss vom 15.12.2022, Az: III ZB 18/22 
Zur Unverzüglichkeit der Glaubhaftmachung bei vorübergehender technischer Un-
möglichkeit im Sinne von § 130d Satz 2 und 3 ZPO . 
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2. BauGB: Unangemessene Vereinbarung eines Wiederkaufrechts 
Urteil vom 16.12.2022, Az: V ZR 144/21 
BauGB § 11 Abs. 2 Satz 1 

Bei einem Verkauf von Bauland an einen privaten Käufer im Rahmen eines städtebau-
lichen Vertrages zu einem marktgerechten Preis stellt sich die Vereinbarung eines 
Wiederkaufsrechts der Gemeinde für den Fall, dass der Käufer das Grundstück nicht 
innerhalb von acht Jahren mit einem Wohngebäude bebaut oder ohne Zustimmung der 
Gemeinde unbebaut weiterveräußert, selbst dann nicht als unangemessen i.S.v. § 11 
Abs. 2 Satz 1 BauGB dar, wenn eine Ausübungsfrist für das Wiederkaufsrecht nicht 
vereinbart ist und dieses somit innerhalb der in § 462 Satz 1 BGB geregelten Frist von 
30 Jahren ausgeübt werden kann. 

GO BY Art. 38 Abs. 1 aF (bis 31. März 2018) 

Rechtshandlungen, die der erste Bürgermeister einer bayerischen Gemeinde bis zum 
31. März 2018 vorgenommen hat, waren und bleiben aufgrund seiner umfassenden 
und uneingeschränkten Vertretungsbefugnis nach Art. 38 Abs. 1 GO BY aF wirksam, 
ohne dass es hierzu eines Gemeinderatsbeschlusses bedarf oder bedurfte (Bestätigung 
von Senat, Urteil vom 18. November 2016 - V ZR 266/14 , BGHZ 213, 30 ). 
 

  
3. ZPO: Prüfung des Beitritts bei Berufung durch Streithelfer 

Beschluss vom 24.11.2022, Az: V ZB 29/22 
Das Berufungsgericht muss bei einer Berufungseinlegung durch den Streithelfer auch 
dann prüfen, ob der Beitritt den Anforderungen des § 70 Abs. 1 Satz 2 ZPO genügt, 
wenn der Beitritt bereits erstinstanzlich mit der Einlegung eines Einspruchs gegen ein 
Versäumnisurteil verbunden worden ist (Fortführung von BGH, Beschluss vom 13. 
September 2018 - I ZB 100/17 ,TranspR 2019, 39Rn. 8). 
 

  
4. BGB, GG: Berichterstattung über nicht öffentlich gemachte Liebesbeziehung 

Urteil vom 06.12.2022, Az: VI ZR 237/21 
a) Eine Berichterstattung über eine nicht öffentlich gemachte Liebesbeziehung und ihr 
Ende sind Teil der Privatsphäre beider daran beteiligter Partner. Sie berührt damit die 
Privatsphäre beider Partner, soweit diese für potentielle Leser identifizierbar sind. Da-
bei ist nicht entscheidend, ob alle oder ein erheblicher Teil der Adressaten der Bericht-
erstattung oder gar der "Durchschnittsleser" die betroffene Person identifizieren kön-
nen. Es reicht vielmehr aus, dass über die Berichterstattung Informationen über den 
Betroffenen an solche Personen geraten, die aufgrund ihrer sonstigen Kenntnisse in 
der Lage sind, die betroffene Person zu identifizieren (vgl. BVerfG, NJW 2004, 3619, 
3620 [BVerfG 14.07.2004 - 1 BvR 263/03] ). 
 
b) Das für die Rechtmäßigkeit einer in die Privatsphäre einer Person eingreifenden Be-
richterstattung grundsätzlich erforderliche berechtigte öffentliche Informationsinte-
resse kann sich in Bezug auf eine von der Berichterstattung mitbetroffene Person auch 
daraus ergeben, dass ein solches Interesse an der Berichterstattung allein in Bezug auf 
eine andere Person besteht (vgl. Senatsurteil vom 17. Mai 2022 - VI ZR 141/21 , AfP 
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2022, 429 Rn. 57). Voraussetzung für das Vorliegen eines solchen in Bezug auf eine 
andere Person bestehenden, in Bezug auf den Mitbetroffenen also "abgeleiteten" Infor-
mationsinteresses der Öffentlichkeit ist allerdings, dass die Berichterstattung der ande-
ren Person gegenüber zulässig ist. 
 

  
5. ZPO: Bemessung der Höhe der Hinterbliebenenentschädigung  

Urteil vom 06.12.2022, Az: VI ZR 73/21 
a) Die Bemessung der Höhe der Hinterbliebenenentschädigung ist grundsätzlich Sache 
des nach § 287 ZPO besonders frei gestellten Tatrichters. Er hat die konkrete seelische 
Beeinträchtigung des betroffenen Hinterbliebenen zu bewerten und hierbei die Beson-
derheiten des jeweiligen Einzelfalles zu berücksichtigen. Ähnlich wie beim Schmer-
zensgeld sind dabei sowohl der Ausgleichs- als auch der Genugtuungsgedanke in den 
Blick zu nehmen. 
 
b) Maßgebend für die Höhe der Hinterbliebenenentschädigung sind im Wesentlichen 
die Intensität und Dauer des erlittenen seelischen Leids und der Grad des Verschul-
dens des Schädigers. Dabei lassen sich aus der Art des Näheverhältnisses, der Bedeu-
tung des Verstorbenen für den Anspruchsteller und der Qualität der tatsächlich geleb-
ten Beziehung indizielle Rückschlüsse auf die Intensität des seelischen Leids ableiten. 
 
c) Der in dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD genannte Betrag 
in Höhe von 10.000 € (BT-Drucks. 18/11397, S. 11) bietet eine Orientierungshilfe für 
die Bemessung der Hinterbliebenenentschädigung, von der im Einzelfall sowohl nach 
unten als auch nach oben abgewichen werden kann. Er stellt keine Obergrenze dar. 
 
d) Die Einführung eines Anspruchs auf Hinterbliebenengeld diente dem Zweck, den 
Hinterbliebenen für immaterielle Beeinträchtigungen unterhalb der Schwelle einer Ge-
sundheitsverletzung einen Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld einzu-
räumen. Der dem Hinterbliebenen im Einzelfall zuerkannte Betrag muss deshalb im 
Regelfall hinter demjenigen zurückbleiben, der ihm zustände, wenn das von ihm erlit-
tene seelische Leid die Qualität einer Gesundheitsverletzung hätte. 
 

  
6. VerkProspG, BörsG: Ausschlusswirkung der spezialgesetzlichen Prospekthaftung

Beschluss vom 22.11.2022, Az: XI ZB 28/21 
Die spezialgesetzliche Prospekthaftung gemäß den § 13 VerkProspG, §§ 44 ff. BörsG 
in der bis zum 31. Mai 2012 geltenden Fassung schließt in ihrem Anwendungsbereich 
auch eine Haftung eines Gründungsgesellschafters als Treuhandkommanditist unter 
dem Aspekt einer vorvertraglichen Pflichtverletzung aufgrund der Verwendung eines 
unrichtigen, unvollständigen oder irreführenden Prospekts als Mittel der schriftlichen 
Aufklärung gemäß § 280 Abs. 1 BGB i.V.m. § 311 Abs. 2 BGB aus (Fortführung von 
Senat, Beschluss vom 19. Januar 2021 - XI ZB 35/18, BGHZ 228, 237 Rn. 22 ff. und 
Bestätigung von Senat, Beschluss vom 20. September 2022 - XI ZB 34/19, juris Rn. 
60 f.). 
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7. FamFG: Fehlende Bekanntgabe in einer durch Zeitablauf erledigten Unterbrin-
gungssache 
Beschluss vom 14.12.2022, Az: XII ZB 417/22 
a) Wurde in einer durch Zeitablauf erledigten Unterbringungssache das für die Ent-
scheidung maßgebliche Gutachten dem Betroffenen nicht bekannt gegeben, liegt eine 
Verletzung des Anspruchs des Betroffenen auf rechtliches Gehör vor (im Anschluss an 
Senatsbeschluss vom 2. Dezember 2020 - XII ZB 291/20 -FamRZ 2021, 462). 
 
b) Das Unterbleiben einer verfahrensordnungsgemäßen persönlichen Anhörung des 
Betroffenen stellt einen Verfahrensmangel dar, der derart schwer wiegt, dass der ge-
nehmigten Unterbringungsmaßnahme insgesamt der Makel einer rechtswidrigen Frei-
heitsentziehung anhaftet (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 2. Dezember 2020 - 
XII ZB 291/20 -FamRZ 2021, 462). 
 

  
8. BGB: Gebühren für anwaltlichen Betreuer 

Beschluss vom 30.11.2022, Az: XII ZB 311/22 
a) Der als Betreuer bestellte Rechtsanwalt kann eine Tätigkeit im Rahmen der Betreu-
ung gemäß § 1835 Abs. 3 i.V.m. § 1908 i Abs. 1 Satz 1 BGB nach anwaltlichem Ge-
bührenrecht abrechnen, wenn und soweit sich die zu bewältigende Aufgabe als eine 
für den Beruf des Rechtsanwalts spezifische Tätigkeit darstellt. Hiervon ist auszuge-
hen, wenn ein anderer Betreuer berechtigterweise die entgeltlichen Dienste eines 
Rechtsanwalts in Anspruch nehmen würde (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 14. 
Mai 2014 - XII ZB 683/11 -FamRZ 2014, 1628). 
 
b) Im Regelfall ist davon auszugehen, dass ein für den Aufgabenkreis der Vermögens-
sorge bestellter nicht anwaltlicher Berufsbetreuer der höchsten Vergütungsstufe für die 
Vorbereitung eines Eigeninsolvenzantrags des Betreuten keiner anwaltlichen Unter-
stützung bedarf. 
 

  
9. ZVG, BGB: Teilungsversteigerung der Ehegattenimmobilie in der Trennungszeit  

Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 100/22 
a) Der Schutz des räumlich-gegenständlichen Bereichs der Ehe und der grundsätzlich 
bis zur Rechtskraft der Scheidung fortbestehende Charakter der ehelichen Immobilie 
als Ehewohnung gebieten es nicht, eine Teilungsversteigerung der Ehegattenimmobilie 
in der Trennungszeit ohne eine Abwägung der beiderseitigen Interessen generell als 
unzulässig anzusehen (Fortführung von BGHZ 37, 38 = NJW 1962, 1244). 
 
b) Die schutzwürdigen Belange des teilungsunwilligen Ehegatten werden durch ein 
Schrankensystem aus materiell-rechtlichen Einwendungen nach §§ 1365 , 1353 Abs. 1 
Satz 2 , 242 BGB , die im Drittwiderspruchsverfahren geltend zu machen sind, und 
vollstreckungsschützenden Vorschriften im Teilungsversteigerungsverfahren nach § 
180 Abs. 2 und 3 ZVG , § 765 a ZPO gewahrt. 
 
  

 

 


